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Entschließung des Europäischen Parlaments zu Änderungen im Schengen-Besitzstand

Das Europäische Parlament,

– unter Hinweis auf das Schengener Übereinkommen vom 14. Juni 1985 und das 
Schengener Durchführungsübereinkommen (SDÜ) vom 19. Juni 1990,

– unter Hinweis auf die Richtlinie 2004/38/EG über das Recht, sich im Hoheitsgebiet der 
Mitgliedstaaten frei zu bewegen und aufzuhalten,

– unter Hinweis auf Artikel 77 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union,

– unter Hinweis auf den kürzlich verabschiedeten Entwurf eines Beschlusses des Rates über 
die vollständige Anwendung der Bestimmungen des Schengen-Besitzstands in der 
Republik Bulgarien und Rumänien,

– in Kenntnis der Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament, den Rat, den 
Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen zur 
Migration vom 4. Mai 2011,

– in Kenntnis der Schlussfolgerungen des Rates (Justiz und Inneres) vom 9. Juni 2011,

– in Kenntnis der Schlussfolgerungen des Europäischen Rates auf seiner Tagung vom 23. 
und 24. Juni 2011,

– gestützt auf Artikel 110 Absatz 2 seiner Geschäftsordnung,

A. in der Erwägung, dass das Schengener Übereinkommen vor 26 Jahren, im Jahr 1985, 
erstmals angenommen wurde, 

B. stellt fest, dass der Schengen-Raum nunmehr fünfmal so groß ist wie bei seiner 
ursprünglichen Einführung, 

C. in der Erwägung, dass die Kommission und der Rat festgestellt haben, dass die 
Suspensivklausel des Schengensystems die vorübergehende Wiedereinführung von 
Kontrollen an den Binnengrenzen ermöglichen würde, stellt jedoch fest, dass derartige 
Grenzkontrollen nur unter sehr strengen Voraussetzungen in Ausnahmesituationen für 
eine strikt begrenzte Dauer möglich wären und auf europäischer Ebene überwacht werden 
würden; 

D. in der Erwägung, dass die politische Situation in Nordafrika, verstärkte Reisetätigkeit, 
Migration in großem Maßstab und Arbeitslosigkeit zu sich ändernden Notwendigkeiten 
im Schengen-System geführt haben;

E. in der Erwägung, dass die Zunahme von grenzüberschreitender Kriminalität, 
Menschenhandel und internationalem Terrorismus auch negative Auswirkungen auf die 
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Umsetzung des Schengen-Systems haben; 

F. in der Erwägung, dass es wichtig ist, die Grundrechte der Bürger Europas und die 
Freizügigkeit im gesamten Schengen-Raum zu achten;

1. betont, dass eine ernsthafte Überprüfung und Reform des Schengen-Raums durch die 
Kommission notwendig ist; 

2. betont die Bedeutung gegenseitigen Vertrauens zwischen den Mitgliedstaaten in Bezug 
auf die Existenz wirksamer Kontrollen an ihren Außengrenzen; 

3. betont, dass die Sicherheit eines Mitgliedstaats von den Kontrollen und der Umsetzung 
durch einen anderen Mitgliedstaat innerhalb des Schengen-Raums abhängt;

4. betont, dass der Schengen-Raum durch Agenturen der EU, einschließlich FRONTEX, 
Europol und Eurojust mehr unterstützt werden muss;

5. fordert einen gestärkten Evaluierungsmechanismus für Mitgliedstaaten, die dem 
Schengen-Raum beitreten, einschließlich einer höheren Aufmerksamkeit für die 
Verhinderung von Korruption, für die Bekämpfung organisierten Verbrechens und für die 
Schaffung einer unabhängigen Justiz;

6. fordert, dass der Evaluierungsmechanismus ein Unterstützungs- und ein Sanktionsregime 
mit der Wiedereinführung von Grenzkontrollen als schwerwiegendste Folge, beinhaltet; 

7. beauftragt seinen Präsidenten, diese Entschließung dem Rat, der Kommission sowie den 
Regierungen und Parlamenten der Mitgliedstaaten zu übermitteln. 


